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Entwurf eines Bundesgesetzes zum Schutz vor I�missionen 
durch Luftschadstoffe (Immissionsschutzgesetz - Luft, IG-L); 
Stellungnahme des ÖAMTC; 
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Sehr geehrte Damen und Herren! 

In der Anlage übermittelt der ÖAMTC seine oben genannte Stellungnahme in 25-faeher 

Ausfertigung. 
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• 
STELLUNGNAHME 

zum Entwurf eines Bundesgesetzes zum Schutz vor Immissionen durch 
Luftschadstoffe (Immissionsschutzgesetz - Luft, IG-L) 

Seitens des ÖAMTC besteht grundsätzlich kein Einwand, die Belange der Luftreinhal­

tung durch Maßnahmen zum Schutz vor Immissionen mittels verwaltungsrechtlicher 

Schritte zu verbessern. Aus diesem Grund hat der ÖAMTC auch von einer Stellung­

nahme zum Entwurf des Immissionsschutzgesetzes 1992 Abstand genommen. Im vor­

liegenden Entwurf erscheint allerdings ein Aspekt mit den Zielsetzungen ökologisch 

orientierter Vorsorgepolitik nicht im Einklang zu stehen: 

Unter § 15 (Maßnahmen für Kraftfahrzeuge) wird als neue Maßnahme, die seitens der 

Vollziehung zu setzen ist, die Parkraumbewirtschaftung erwähnt. Dieses Instrumenta­

rium hält der ÖAMTC für denkbar ungeeignet, Immissionen zu kontrollieren oder zu 

verringern. Dies wird wie folgt begründet: 

Aus den Erfahrungen, großflächige Gebiete zu gebührenpflichtigen Kurzparkzonen (zB 

1.Bezirk, Wien) zu erklären, kann erkannt werden, daß der Verkehr in seiner Gesamt­

heit keineswegs reduziert sondern lediglich verlagert wird. Statt eines bisher bestehen­

den massiven Parkplatzsuchverkehrs wird durch die heute nur eingeschränkt zur Ver­

fügung stehenden Dauerparkplätze dieser Parkplatzsuchverkehr verringert. Jener Ver­

kehr, der ausschließlich zur kurzzeitigen Vornahme von Besorgungen in diesbezügli­

chen Bezirken oder Gebieten dient, nimmt wegen des teilweisen Überangebotes an 

Kurzparkzonen-Stellplätzen in seiner Intensität zweifellos zu. Der ÖAMTC sieht insbe­

sondere i.n der Gleichbehandlung von umweltbelastenden Fahrzeugen und solchen mit 

geringen Schadstoffimmissionen eine "sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehand­

lung". In diesem Zusammenhang wird auf die in den Erläuterungen zu § 15 aufgestell­

ten Erfordernis�e hingewiesen. Insbesondere scheint der Gesetzgeber selbst Zweifel 

an der Wirksamkeit der gesetzten Maßnahme für die Luftreinhaltung zu hegen, weil er 

im vorletzten Absatz auf die Notwendigkeit einer eingehenden Analyse über die Ver­

wirklichung der zweckdienlichsten Lösung hinweist. 

Desgleichen erscheint überschießend, die Behörde zur Erlassung von Geschwindig­

keitsbeschränkungen zu ermächtigen, ohne hiefür nähere Determinanten vorzugeben, 

für welche Art und Straßen, welche Bebauungsstruktur, welche Fahrzeuge und welche 

Zeiträume diese erfolgen soll. Als Globalmaßnahme ist auch eine dauernde Ge­

schwindigkeitsbeschränkung für jedes Fahrzeug überall auf Tempo 10 geeignet, die 

Belastungen einzuschränken. 
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Aus diesen Gründen sollten in die gemäß § 22 vorgesehenen Berichte auch detaillierte 

Ausführungen über die Auswirkungen eines lokalen Parkraumbewirtschaftungskonzep­

tes sowie Geschwindigkeitsbeschränkungen auf großräumige Immissionsbelastungen 

einbezogen werden. 

Der konkrete Ursachen-Wirkungs-Zusammenhang wird aber kaum nachweisbar sein. 

Der ÖAMTC verlangt daher, den Begriff der Parkraumbewirtschaftung aus dem gegen­

ständlichen Gesetzesentwurf zu entfernen und die Ermächtigung zur Erlassung von 

Geschwindigkeitsbeschränkungen unter Rücksichtnahme auf die Interessen der betrof­

fenen Verkehrsteilnehmer zu präzisieren. 

Wien, am 31. Mai 1994 
RD-Mag. Hoffer-gm 
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